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OGH 14.11.2024, 5 Ob 53/24s
Deskriptoren: Gewährleistung, Preisminderung, relative 

Berechnungsmethode; § 922 ABGB.

Sachverhalt

Der Kläger kaufte von der Beklagten eine Eigentums-

wohnung, die im Zuge eines Dachbodenausbaus neu er-

richtet wurde.

Der auf der öffentlichen Straße vorbeifahrende Schwer-

verkehr verursacht – aufgrund einer Straßenunebenheit 

samt zweier Straßenkappen – Erschütterungen, die in 

dem Bereich des Dachbodenausbaus, in dem sich die 

Wohnung des Klägers befindet, zu Schwingungen füh-

ren. Die Erschütterung durch den Schwerverkehr regt 

die Eigenfrequenz des Dachgeschoßausbaus mit einem 

Stahltragwerk an. Das ungünstige Verhältnis der Anre-

gungsfrequenzen zu den Bauwerkseigenfrequenzen 

führt in dem Bereich des Dachgeschoßausbaus, in dem 

die Wohnung des Klägers liegt, zu einer zusätzlichen Re-

sonanzverstärkung und ist insofern ursächlich mit den 

hohen, in der Wohnung spürbaren Erschütterungen ver-

bunden. Durch den die Eigenfrequenz des Dachgeschoß-

ausbaus anregenden Schwerverkehr kommt es in der 

Wohnung des Klägers (bereits seit der Übergabe am 

30.09.2021) auch in den Nachtstunden zu Schwingbe-

schleunigungen, die den zulässigen Richtwert gemäß 

ÖNORM S 9012 für den Zeitraum Nacht regelmäßig 

um ein Mehrfaches überschreiten.

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Zahlung von 

EUR 40.000,00 sA. Die Wohnung sei aufgrund der 

Schwingungen für Wohnzwecke nicht geeignet. Die Be-

klagte habe die Verbesserung des Mangels abgelehnt, 

sodass der Kläger Anspruch auf Preisminderung habe. 

Der Verkehrswert der Wohnung sei durch den Mangel 

um zumindest EUR 40.000,00 verringert.

Die Entscheidungen der Vorinstanzen

Das Erstgericht sprach mit Zwischenurteil aus, dass das 

Klagebegehren dem Grunde nach zu Recht bestehe.

Das Berufungsgericht bestätigte diese Entscheidung.

Die Entscheidung des OGH

Die außerordentliche Revision der Beklagten zeigt keine 

erhebliche Rechtsfrage iSd § 502 Abs 1 ZPO auf – sie 

wird gemäß § 508a Abs 2 ZPO zurückgewiesen.

1. Wer einem anderen eine Sache gegen Entgelt überlässt, 

leistet Gewähr, dass sie dem Vertrag entspricht. Er haftet 

also dafür, dass die Sache die bedungenen oder gewöhnlich 

vorausgesetzten Eigenschaften hat, dass sie seiner Beschrei-

bung, einer Probe oder einem Muster entspricht und der 

Natur des Geschäfts oder der getroffenen Verabredung ge-

mäß verwendet werden kann (§ 922 Abs 1 ABGB).

Eine Leistung ist dann mangelhaft iSd §  922 ABGB, 

wenn sie qualitativ oder quantitativ hinter dem vertrag-

lich Geschuldeten zurückbleibt (RIS-Justiz RS0018547). 

Der geschuldete Vertragsgegenstand wird durch die ge-

wöhnlich vorausgesetzten oder die ausdrücklich oder 

stillschweigend zugesicherten Eigenschaften bestimmt 

(RIS-Justiz RS0018547 [T5]).

Preisminderung einer Eigentumswohnung durch Straßenlärm

1. Wer einem anderen eine Sache gegen Entgelt überlässt, leistet Gewähr, dass sie dem Vertrag 
entspricht. Der geschuldete Vertragsgegenstand wird durch die gewöhnlich vorausgesetzten 
oder die ausdrücklich oder stillschweigend zugesicherten Eigenschaften bestimmt.

2. Ob eine Eigenschaft als gewöhnlich vorausgesetzt anzusehen ist, hängt dabei nicht davon ab, 
was der Erklärende wollte, sondern was der Erklärungsempfänger nach Treu und Glauben 
aus der Erklärung des Vertragspartners erschließen durfte. Seine berechtigte Erwartung ist an 
der Verkehrsauffassung zu messen.

3. Die Mangelhaftigkeit eines Leistungsgegenstands ist allerdings nicht abstrakt, sondern im-
mer aufgrund des konkreten Vertrags zu beurteilen.

4. Der Gewährleistungsanspruch setzt kein Verschulden des Übergebers voraus. Dieser hat für 
einen (sonstigen) Mangel iSd § 922 ABGB ohne Rücksicht darauf einzustehen, ob die Sache 
an sich bautechnisch dem im Zeitpunkt der Herstellung und Übergabe gegebenen Stand der 
Technik entsprach.

5. Das bloße Risiko späterer Wertveränderungen (auch die Relation zwischen dem Wert der 
mangelfreien und der mangelhaften Sache könnte sich, etwa infolge gewandelter Verkehrs-
auffassung, verändern) soll bei der Preisminderung grundsätzlich unberücksichtigt bleiben.
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Ob eine Eigenschaft als gewöhnlich vorausgesetzt anzu-

sehen ist, hängt dabei nicht davon ab, was der Erklären-

de wollte, sondern was der Erklärungsempfänger nach 

Treu und Glauben aus der Erklärung des Vertragspart-

ners erschließen durfte. Seine berechtigte Erwartung ist 

an der Verkehrsauffassung zu messen (RIS-Justiz 

RS0114333). Die Mangelhaftigkeit eines Leistungs-

gegenstands ist allerdings nicht abstrakt, sondern immer 

aufgrund des konkreten Vertrags zu beurteilen (RIS-Jus-

tiz RS0018547 [T7]; RS0107680; RS0126729). Ein 

Kaufgegenstand muss demnach der Natur des Geschäfts 

oder der geschlossenen Verabredung entsprechend be-

nützt und verwendet werden können (RIS-Justiz 

RS0114333 [T3]).

2. Ob ein Mangel im gewährleistungsrechtlichen Sinn 

vorliegt oder nicht, hängt daher davon ab, wie der von 

der Beklagten vertraglich geschuldete Inhalt auf den 

konkreten Einzelfall bezogen zu definieren ist. Für die 

Beurteilung der Mangelhaftigkeit einer Sache kommt es 

damit entscheidend auf die Vertragsauslegung an (OGH 

22.09.2020, 4 Ob 146/20d). Fragen der Vertragsausle-

gung begründen im Allgemeinen keine erhebliche 

Rechtsfrage, sofern keine auffallende Fehlbeurteilung, 

also eine krasse Verkennung der Auslegungsgrundsätze 

vorliegt, die im Interesse der Rechtssicherheit wahrge-

nommen werden muss (RIS-Justiz RS0112106 [T1]). 

Analoges gilt für die Frage, ob eine Eigenschaft als ge-

wöhnlich vorausgesetzt anzusehen ist; auch diese kann 

letztlich nur aufgrund der besonderen Umstände des 

Einzelfalls beurteilt werden.

Nach der übereinstimmenden Auffassung der Vorinstan-

zen ist es auch beim Kauf einer Eigentumswohnung an 

einer vielbefahrenen Straße im Stadtgebiet grundsätzlich 

als gewöhnlich vorausgesetzte Eigenschaft iSd §  922 

Abs 1 ABGB anzusehen, dass darin keine Schwingungen 

auftreten, die die diesbezüglichen Richtwerte regelmäßig 

um ein Mehrfaches übersteigen. Auf Basis der von den 

Vorinstanzen ermittelten Sachverhaltsgrundlage ist diese 

– im Hinblick auf das Zusammentreffen der mangelhaf-

ten Straßenbeschaffenheit und des ungünstigen Verhält-

nisses der Anregungsfrequenzen zu den Bauwerkseigen-

frequenzen – vom Einzelfall geprägte Beurteilung der 

Vorinstanzen keine Verkennung der Rechtslage.

Die Beklagte behauptet dies genau genommen auch gar 

nicht; sie bestreitet vielmehr, dass ihr diese Beeinträch-

tigung durch die von ihr nicht beeinflussbaren Immis-

sionen gewährleistungsrechtlich als Mangel der Sache 

zuzurechnen sei. Der Gewährleistungsanspruch setzt 

allerdings kein Verschulden des Übergebers voraus 

(RIS-Justiz RS0018632). Dieser hat für einen (sonsti-

gen) Mangel iSd § 922 ABGB ohne Rücksicht darauf 

einzustehen, ob die Sache an sich bautechnisch dem im 

Zeitpunkt der Herstellung und Übergabe gegebenen 

Stand der Technik entsprach (vgl OGH 22.02.1983, 

5  Ob 510/83, HS  14.856 mwN (= RIS-Justiz 

RS0021985); 12.02.1987, 7 Ob 689/86).

Der Oberste Gerichtshof hat auch – abgesehen davon, 

dass der Mangel hier seine Ursache ohnedies auch in 

den Eigenschaften der Sache selbst hat und in einer Be-

einträchtigung der Sachsubstanz besteht – bereits exter-

ne Faktoren wie etwa „Umgebungsqualitäten“ (Fern-

blick, Grünlage, Ruhelage), deren Beibehaltung nicht in 

der Macht des Gewährleistungspflichtigen liegt, bei ent-

sprechender Vertragsgestaltung und Definition der von 

diesem im konkreten Einzelfall vertraglich geschuldeten 

Leistung als Maßstab für das Gewährleistungsrecht des 

Erwerbers genommen (OGH 20.04.2021, 5 Ob 40/21z 

[Panoramablick]; Kothbauer, Zur gewährleistungs-

rechtlichen Relevanz von Werbeaussagen, immolex 

2021, 360). Auch der von der Beklagten zur Untermaue-

rung ihres gegenteiligen Prozessstandpunkts zitierten 

Entscheidung OGH 21.02.1995, 5 Ob 38/94 (= RIS-

Justiz RS0037901) ist nichts Gegenteiliges zu entneh-

men. Dort wurde der vom Erwerber einer Wohnung 

wegen der Beeinträchtigung durch von einer Zahnarzt-

praxis ausgehende[n] Geruchs- und Lärmimmissionen 

geltend gemachte Wertminderungsanspruch (nur) des-

halb verneint, weil der Erwerber aufgrund eines Pros-

pekts zwar davon ausgehen habe können, dass sich in 

seiner Wohnanlage keine Geschäftslokale oder Werk-

stätten befänden, er aber trotzdem damit rechnen habe 

müssen, dass Berufe, die – wie eben der des Arztes – üb-

licherweise in Wohnungen ausgeübt würden, in der 

Wohnanlage praktiziert würden.

Die Tatsache, dass die vom Schwerverkehr verursachten 

Erschütterungen nach den Feststellungen (auch) auf 

eine Straßenunebenheit samt zweier Straßenkappen zu-

rückzuführen sind, steht einem aus dem Vertragsver-

hältnis der Streitteile abgeleiteten Gewährleistungsan-

spruch ebenso nicht entgegen. Einem dem Straßenhalter 

in diesem Zusammenhang allenfalls vorzuwerfendes 

Unterlassen könnte hier nur dann Relevanz zukommen, 

wenn die Leistung des Verkäufers zum Zeitpunkt ihrer 

Übergabe ordnungsgemäß erbracht gewesen wäre und 

erst danach durch das Verhalten eines Dritten eine nach-

teilige Veränderung erfahren hätte (vgl OGH 16.09.2020, 

7 Ob 97/20w [Trittschalldämmung]).

Gleiches gilt für den festgestellten Umstand, dass im Fal-

le der Verbesserung des Straßenzustands, die in der 

Wohnung des Klägers spürbaren Erschütterungen der-

art reduziert würden, dass die diesbezüglichen Richt-

werte eingehalten würden. Auch dies schließt einen 

Preisminderungsanspruch – entgegen der Rechtsansicht 

der Beklagten – nicht dem Grunde nach aus. Beim Preis-

minderungsanspruch nach § 932 Abs 4 ABGB handelt 

es sich um ein Gestaltungsrecht, das bei erfolgreicher 

Geltendmachung den Vertrag nachträglich modifiziert, 

sodass der ursprünglich vereinbarte Kaufpreis im Um-
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fang der Preisminderung herabgesetzt wird (9 Ob 

67/23b). Die Herabsetzung der Leistung ist dabei nach 

ständiger Rechtsprechung nach jenem Verhältnis vorzu-

nehmen, in welchem zur Zeit des Vertragsabschlusses 

der Wert der Sache in mangelfreiem Zustand zu dem 

Wert der mangelhaften Sache gestanden haben würde, 

also nach der sogenannten relativen Berechnungsme-

thode (RIS-Justiz RS0018764). Das bloße Risiko späte-

rer Wertveränderungen (auch die Relation zwischen 

dem Wert der mangelfreien und der mangelhaften Sache 

könnte sich, etwa infolge gewandelter Verkehrsauffas-

sung, verändern) soll bei der Preisminderung grundsätz-

lich unberücksichtigt bleiben (OGH 20.02.1992, 

8 Ob 562/90 mwN; RIS-Justiz RS0018764 [T3]). Die 

technische Möglichkeit und Wahrscheinlichkeit der von 

einem Dritten veranlassten Mängelbehebung durch Ver-

besserung der Straßenbeschaffenheit sowie deren allfäl-

lige rechtliche Durchsetzbarkeit im Rahmen der nach-

barrechtlichen Immissionsabwehr kann daher nur bei 

der Ermittlung der Höhe der Preisminderung und nur 

insoweit Berücksichtigung finden, als sich dies – etwa 

weil es diesen Mangel als weniger gravierend erscheinen 

lässt – schon auf den Wert der mangelhaften Sache zum 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses auswirkt. Darüber 

hinaus wurde auf die Verkäuferinteressen in der Recht-

sprechung bisher nur dann Bedacht genommen, wenn 

sich der Kaufpreis nach der relativen Berechnungsme-

thode auf Null reduzierte. In diesem Fall könne nur eine 

Preisminderung bis zu dem Entgelt begehrt werden, das 

einer dennoch möglichen Nutzung angemessen ist 

(OGH 11.01.2024, 8 Ob 96/23k).

3. Zusammengefasst ging das Berufungsgericht von 

einem richtigen Verständnis der von der Rechtspre-

chung des Obersten Gerichtshofs entwickelten Grund-

sätze aus. Dessen Einzelfallbeurteilung hält sich im Rah-

men dieser Rechtsprechung.

Anmerkung
Von Hermann Wenusch

Die Entscheidung birgt an sich nichts Über-

raschendes, weshalb die Zurückweisung 

wohl auch zu erwarten war.

Die Entscheidung ruft allerdings ein wohl häu-

figes Problem in Erinnerung: Bei Übergabe vor-

handene, aber bloß vorübergehende Mängel. 

Zu denken ist etwa an eine Eigentumswoh-

nung, die zum Zeitpunkt der Übergabe verein-

barungswidrig noch nicht parifiziert ist (wobei 

das grundbücherliche Verfahren vielleicht be-

reits eingeleitet und womöglich knapp vor der 

Erledigung steht). Auch Baustellenlärm, der die 

Wohnqualität für die Dauer der Bauarbeiten 

beeinträchtigt, wäre ein typisches Beispiel.

Zufriedenstellend gelöst werden soll das Phä-

nomen des vorübergehenden Mangels da-

durch, dass dieser zwar vorliegt, aber den 

Wert der betroffenen Sache vielleicht gar 

nicht – oder nur marginal – vermindert.

Taucht ein vorübergehender Mangel auf, des-

sen Dauer noch nicht feststeht, sollte ziemlich 

risikolos eine Klage auf Feststellung des Ge-

währleistungsrechts geführt werden können.

Die Entscheidung ruft ebenfalls in Erinne-

rung, dass eine gewährleistungsrechtliche 

Preisminderung mithilfe der relativen Berech-

nungsmethode zu ermitteln ist. Deswegen 

verwundert etwas, dass die offenbar auf Ge-

währleistung gestützte Klage auf einen Aus-

gleich für die Verminderung des Verkehrs-

werts abzielt – dies wäre nämlich ein Scha-

denersatzanspruch.

Wie auch immer: Nicht thematisiert wird, 

dass die relative Berechnungsmethode einem 

Vabanquespiel ähnelt. Die Ermittlung eines 

„wahren Werts“ der mangelfreien, vor allem 

aber der mangelhaften Leistung, durch einen 

Sachverständigen liefert häufig kaum vorher-

zusehende Ergebnisse. In der gerichtlichen 

Praxis zeigt sich, dass der „wahre Wert“ der 

mangelfreien Leistung mit dem vereinbarten 

Entgelt gleich gesetzt wird und der „wahre 

Wert“ der mangelhaften Leistung mit dem 

um die Behebungskosten verminderten ver-

einbarten Entgelt. Das ergibt – durch mathe-

matische Umformung leicht zu zeigen – na-

türlich, dass die Preisminderung den Behe-

bungskosten entspricht – also genau dem, 

was durch die relative Berechnungsmethode 

eigentlich vermieden werden soll: „Hat je-

mand etwas über den Wert erworben und 

stellt sich das Erworbene als mangelhaft he-

raus, so kann er seine Leistung in einem den 

Minderwert übersteigenden Betrag kürzen, 

hat er hingegen unter dem Wert erworben, so 

kann er seine Leistung nicht um den ganzen 

Minderwert herabsetzen“ (OGH 08.07.1953, 

3 Ob 420/53).


